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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Von einem «Vorstossrekord» schrieb das St. Galler Tagblatt rückblickend auf das Jahr
2018. In der Tat wurden in diesem Jahr total 2'352 Vorstösse eingereicht, was 9.6
Vorstössen pro Ratsmitglied entsprach (2017: 9.0). Im Vergleich zum Vorjahr stark
zugenommen haben erneut die Interpellationen (764; 2017: 718) und die Fragen in der
nationalrätlichen Fragestunde (750; 2017: 663). Aber auch Motionen wurden wesentlich
häufiger eingereicht als noch ein Jahr zuvor (463; 2017: 403). Auch wenn dieser Wert
der bisher höchste in der 50. Legislatur war, war man bei den Motionen noch weit vom
Spitzenwert von 2009 entfernt, als ganze 614 Motionen eingereicht worden waren. Im
Vergleich zum Vorjahr abgenommen hatten die eingereichten Anfragen (99; 2017: 102),
die Postulate (183; 2017: 204) und insbesondere die parlamentarischen Initiativen (93;
2017: 129), deren Zahl gar unter das langjährige Mittel von 98 fiel. 
In den Medien wurde die grössere Betriebsamkeit mit den nahenden Wahlen erklärt.
Die Parlamentsmitglieder wollten sich vor den anstehenden Wahlen bemerkbar
machen, meinte etwa Fabio Abate (fdp, TI), dessen Postulat gegen die «Vorstossflut»
2016 abgelehnt worden war. Zum «Vorstosskönig», wie ihn die Aargauer Zeitung (AZ)
bezeichnete, wurde Carlo Sommaruga (sp, GE) mit 47 Vorstössen gekrönt. Es handle
sich vor allem um Fragen in der Fragestunde, da er und die Bürgerinnen und Bürger mit
diesen «schnell und unkompliziert die Haltung des Bundesrates zu aktuellen Themen»
erfahren, erklärte der Genfer SP-Nationalrat. Bei höhere Kosten verursachenden
Motionen und Postulaten sei er zurückhaltender. Weniger sei manchmal mehr, gab der
ebenfalls in der AZ befragte Markus Ritter (cvp, SG) zu Protokoll, der 2018 keinen
einzigen Vorstoss eingereicht hatte. Er frage den Bundesrat und die Verwaltung lieber
direkt an. Davon erfahre die Öffentlichkeit zwar nichts, man erhalte aber sehr schnell
eine präzise Antwort. Zudem habe er als Bauernpräsident genug Medienpräsenz. Dass
es Schwergewichte nicht nötig hätten, mit Vorstössen Medienaufmerksamkeit zu
erheischen, zeigten gemäss AZ auch FDP-Präsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) und SP-
Präsident Christian Levrat (sp, FR) sowie Gewerkschaftschef Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Gewerbeverbandspräsident Jean-François Rime (svp, FR), die 2018 ebenfalls
keinen einzigen Vorstoss eingereicht hatten. Freilich ist es verkürzt,
Parlamentsmitgliedern zu unterstellen, dass sie Vorstösse lediglich als
Aufmerksamkeitsinstrument nutzen. Vielmehr handelt es sich bei Motionen, Postulaten
und parlamentarischen Initiativen um zentrale Instrumente der Legislative. Eine
Zunahme an Vorstössen kann deshalb auch als Zeichen für ein aktives Parlament, das
seine Aufgabe wahrnimmt, interpretiert werden.

Im Vergleich zu 2017 hatten auch die Aufgaben, die dem Parlament von aussen
aufgegeben worden waren, zugenommen: So wurden den Parlamentsmitgliedern 2018
87 Bundesratsgeschäfte (2017: 67), 26 Standesinitiativen (2017: 22), 34 Wahlgeschäfte
(2017: 23) und 30 Petitionen (2017: 22) neu vorgelegt.

Den Räten wurde aber 2018 nicht nur mehr Arbeit auferlegt; sie erledigten in diesem
Jahr mit total 2'428 auch überdurchschnittlich viele Vorstösse und Geschäfte (2017:
2'396; Schnitt 2000 bis 2018: 2'403). Allerdings war die Arbeitslast dabei relativ
ungleich verteilt. Die Zunahme an erledigten Vorlagen war nämlich praktisch
ausschliesslich den im Vergleich zu den Vorjahren wesentlich häufiger beantworteten
Interpellationen (725; 2017: 628) und Fragen in der Fragestunde (750; 2017: 663)
geschuldet. Hier liegt die Arbeitslast aber insbesondere bei der Verwaltung und weniger
beim Parlament. Dieses erledigte 2018 hingegen weniger Postulate (273; 2017: 303),
weniger Motionen (360; 2017: 458) und auch weniger parlamentarische Initiativen (101;
2017: 104) als im Vorjahr. Zudem nahm auch die Zahl der erledigten
Bundesratsgeschäfte (62; 2017: 74), Standesinitiativen (28; 2017: 26) und Petitionen (20;
2017: 26) im Vergleich zu 2017 ab. Einzig bei den Wahlgeschäften gab es 2018 (28) für
das Parlament etwas mehr zu tun als 2017 (26). 

Einen Einblick in den Arbeitsaufwand eines Parlamentariers gab Konrad Graber (cvp, LU)
in einer Kolumne in der Luzerner Zeitung. Für die Sommersession seien 120 Geschäfte
traktandiert, für die er rund drei Wochen vor Beginn der Session Unterlagen erhalte:
Botschaften für Bundesratsgeschäfte, Berichte und Anträge der Kommissionen;
«schätzungsweise ein Kilo Papier», das neben den zahlreichen Ratschlägen und
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Empfehlungen verschiedener Lobbyorganisationen bearbeitet werden müsse.  

Von den 360 im Jahr 2018 erledigten Motionen wurden 110 angenommen (30.6%), was
im langjährigen Schnitt (2000-2018: 21.7%) eine hohe Erfolgsquote darstellte. Je 43
Motionen wurden zurückgezogen (11.9%; 2017: 20.7%) bzw. unbehandelt abgeschrieben
(11.9%; 2017: 10.7%) und ein Viertel (88, 24.4%; 2017: 18.3%) schaffte immerhin die
Hürde des Erstrats. Auch die Erfolgsquote der Postulate war mit 68.9 Prozent im Jahr
2018 ausserordentlich hoch (2017: 54.1%; Schnitt: 49.3%): Von den 273 erledigten
Postulaten wurden 188 angenommen. Von den 85 nicht erfolgreichen Postulaten lehnte
das Parlament 40 (14.7%; 2017: 25.7%) ab; 18 (6.6%; 2017: 12.9%) wurden zurückgezogen
und 27 (9.9%; 2017: 7.3) wegen Verjährung abgeschrieben. 1

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

In 2017 präsentierte die EAWAG eine Studie zur Pestizidbelastung in kleinen Bächen,
die sie im Auftrag des BAFU erstellt hatte. Dafür waren zum ersten Mal fünf kleinere
Bäche, deren Einzugsgebiete typisch für eine starke landwirtschaftliche Nutzung sind,
über einen Zeitraum von sechs Monaten untersucht worden. Insgesamt wurden gegen
1800 Wasserproben gesammelt. Die Studie zeigte eine hohe Belastung der Bäche durch
diverse Pflanzenschutzmittel: 128 verschiedene Wirkstoffe aus Acker-, Gemüse-, Obst-
und Rebbau wurden in den Proben nachgewiesen; sowie 61 Herbizide, 45 Fungizide und
22 Insektizide. In 80 Prozent der Proben wurde die Anforderung der GSchV (≤0.1 μg/L)
von mindestens einem Wirkstoff nicht eingehalten – in allen fünf untersuchten Bächen
während über zwei Monaten, in zwei Bächen praktisch während des gesamten
Untersuchungszeitraums. Problematisch seien diese Überschreitungen auch deshalb,
weil darunter Wasserlebewesen wie etwa der Bachflohkrebs litten, so ein Experte des
BAFU in La Liberté. Stephan Müller, Abteilungsleiter Wasser des BAFU, sah vor allem die
Landwirtschaft und die Konsumentinnen und Konsumenten in der Verantwortung:
Erstere müssten ihre Produktion umbauen und weniger Pflanzenschutzmittel
verwenden; dies solle über den Aktionsplan Pflanzenschutzmittel erreicht werden.
Letztere wiederum müssten auch bereit sein, weniger schönes Obst zu essen, so Müller.

In den Medien wurden einige Experten von Umweltschutzorganisationen zitiert; diese
waren der Ansicht, dass die Resultate zwar skandalös, aber keinesfalls überraschend
seien. Die Bauern müssten nun dringend den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
reduzieren. Markus Ritter (cvp, SG) vom Bauernverband hingegen argumentierte, dass
die Landwirte schon jetzt so wenig Pflanzenschutzmittel wie möglich verwendeten.
Zudem zweifelte er an der Repräsentativität der fünf Bäche, da sie alle im Einzugsgebiet
von Spezialkulturen lägen. In den Medien wurde auch auf die quasi gleichzeitig mit dem
Bekanntwerden der Studienresultate geplante gesetzliche Lockerung des
Gewässerschutzes durch eine Verordnungsänderung hingewiesen. Durch diese
erhielten die Kantone mehr Spielraum bei der Ausscheidung des Gewässerraums, was
wiederum zur Möglichkeit führen könne, näher am Ufer kleiner Bäche zu düngen. 2
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
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Forschung

Le programme national de recherche (PNR) 59, dirigé par Dirk Dobbelaere et Thomas
Bernauer, a étudié l’« Utilité et risques de la dissémination des plantes génétiquement
modifiées » et a donc ramené sur le devant de la scène le débat sur les Organismes
Génétiquement Modifiés (OGM). Les résultats, publiés fin août 2012, ont estimé que les
OGM ne représentent aucun risque pour la santé ou pour l’environnement. Cette
publication a réalimenté la polémique née de la motion déposée par Ritter (pdc, SG) sur
le maintien du moratoire limité dans le temps sur l’utilisation des OGM. En effet, en
2005, à la suite d’une initiative populaire, le peuple et les cantons avaient voté pour un
moratoire de 5 ans sur l’utilisation des OGM. 3
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1) Anzahl Vorstösse und Arbeitsbelastung 2018; BaZ, 4.5.18; LZ, 2.6.18; AZ, SGT, 22.2.19
2) Medienmitteilung EAWAG vom 4.4.17; LT, Lib, NZZ, SGT, 5.4.17; TA, 27.4.17
3) BaZ, 22.08.12; NZZ, BaZ et Lib., 29.08.12.
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